
 

 
Sehr geehrter Herr Stratenwerth, 
 
die Beendigung des Konzessionsvertrages und vorzeitige Verlängerung bedarf m.E. nach einer 
Veröffentlichung im Bundesanzeiger, auch wenn es sich hier um eine Inhouse-Vergabe handeln 
dürfte. Dies würde ich nach entsprechendem Beschluss der hiesigen Gremien (voraussichtlich Rat am 
02.05.2024) selbstverständlich veranlassen. 
 
Zu Ihrem Entwurf habe ich folgende Anmerkungen, um deren Berücksichtigung ich im Folgenden 
bitte: 
 
 
§ 2 
Zu § 2 Nr. 4. 
klarstellend wäre folgende Formulierung m.E. vorzugswürdig: 
"Das Versorgungsunternehmen stellt die leitungsgebundene Löschwasserversorgung für Feuerlösch- 
und Feuerlöschübungszwecke ..." 
 
Stellungnahme Betriebsleitung: Die klarstellende Formulierung wird grundsätzlich begrüßt. Um einer 
missverständlichen Interpretation des Begriffs „Löschwasserversorgung“ (als kommunale 
Pflichtaufgabe) vorzubeugen, schlagen wir vor, hier die Formulierung „leitungsgebundene 
Wasserversorgung für Feuerlösch- und Feuerlöschübungszwecke ..." zu verwenden. 
 
 
weiter zu § 2 Nr. 4. (Satz 2) 
"Hydranten werden nach den jeweiligen Regeln des DVGW oder einer dann gültigen technischen 
Regel durch das Versorgungsunternehmen auf seine Rechnung erstellt und unterhalten. Den Einbau 
weiterer Hydranten kann die Stadt  bei nachgewiesener Notwendigkeit  verlangen." 
 
Stellungnahme Betriebsleitung:  Die Herstellung von Hydranten erfolgt entsprechend der 
technischen Richtlinie W405, die vom DVGW in Zusammenarbeit mit dem Bundesfeuerwehrverband 
erstellt wurde. Danach arbeiten wir im gesamten Versorgungsgebiet. Neu an der hier 
vorgeschlagenen Formulierung ist u.a. der Zusatz „und unterhalten“. Die Instandhaltung der 
vorhandenen Hydranten erfolgt bereits durch die Wasserwerke Wittenhorst ohne Weiterberechnung 
an die Verbandskommunen. Insofern wird hier also die bereits gelebte Praxis in das Vertragswerk 
übernommen. 
Der zweite Vorschlag bezüglich des Einbaus weiterer Hydranten stellt jedoch eine gravierende 
Änderung gegenüber der aktuellen Vertragsgestaltung dar. Bisher können die Kommunen den Einbau 
weiterer Hydranten nur gegen Erstattung der Selbstkosten verlangen. Die nun vorgeschlagene 
Verpflichtung des Wasserversorgungsverbands, auf Wunsch einzelner Kommunen weitere Hydranten 
über die Regelung der W405 hinaus einzubauen, stellt eine finanzielle Mehrbelastung dar, die 
letztlich von den Anschlussnehmer/innen der übrigen Verbandskommunen mitgetragen werden 
müsste. Darüber hinaus ist dieser Vorschlag u.E. nicht mit dem Nebenleistungsverbot aus § 6 Abs. 1 
KAEAnO vereinbar. 
 
§ 2 Nr.4., Satz 3 und 4 bitte streichen. 
 
Stellungnahme Betriebsleitung: Entsprechend unserer vorherigen Ausführungen wäre Satz 4 zu 
streichen und Satz 3 zu erhalten.  
 



Weiter bitte ich um Ergänzung eines § 2 Nr. 5 "Das Versorgungsunternehmen stellt  Wasser für 
etwaige Zier- und Straßenbrunnen  sowie für die Straßenreinigung unentgeltlich zur Verfügung." 
 
Begründung: 
Gem. § 6 I und III KAEAnO i.V.m. § 12 I der Ausführungsanordnung zur 
Konzessionsabgabenanordnung können derartige Nebenleistungen zulässigerweise vereinbart 
werden. Weitere Vereinbarungen darüberhinausgehend sind allerdings ausgeschlossen. 
 
Stellungnahme Betriebsleitung: Die Zulässigkeit derartiger Nebenleistungen wird nicht bestritten. 
Allerdings halten wir diese vorgeschlagene Ergänzung aus nachfolgenden Gründen nicht für sinnvoll: 

- Die Verwendung von qualitativ hochwertigem Trinkwasser für derartige Zwecke ist weder 
wirtschaftlich noch nachhaltig. 

- Es stellt sich insbesondere die Frage, wie die Verbrauchserfassung erfolgen soll und wer die 
Kosten dafür trägt. Auch wenn die Wasserlieferung unentgeltlich erfolgt ist eine 
Verbrauchserfassung notwendig, um die Wassermengenbilanz nicht zu verfälschen. Die 
Erfassung der Werte und Übertragung in die Mengenbilanz führt letztlich zu einem erhöhten 
Verwaltungsaufwand. 

- Die finanzielle Mehrbelastung durch den Betrieb von Zier- und Straßenbrunnen in einzelnen 
Kommunen müssten von den Anschlussnehmer/innen der übrigen Verbandskommunen 
mitgetragen werden. 

 
 
§ 3 
§ 3 Nr. 2. Satz 4 ist zu streichen. 
 
Begründung: 
Es gibt keinen Grund, kommunal auf derartige Einnahmen zu verzichten, siehe u.a. § 77 
Gemeindeordnung NW. 
 
Stellungnahme Betriebsleitung: Die Berechnung derartiger Gebühren durch die Kommunen ist 
korrekt und zulässig. 
 
 
§ 5 
Zu § 5 Nr. 2. a. 
die Ziffer 10 ist zu ersetzen durch Ziffer 12. 
 
Begründung: 
Es gibt keinen Grund, kommunal auf derartige Einnahmen zu verzichten, siehe u.a. § 77 
Gemeindeordnung NW. Bei Gemeinden mit einer Einwohnerzahl größer 
25 TEW sind grundsätzlich 12% der Entgelte aus Wasserlieferungen an Tarifkunden anzunehmen. 
 
Stellungnahme Betriebsleitung: Gemäß § 2 KAEAnO beträgt der Höchstsatz für Konzessionsabgaben 
bei Gemeinden mit 25.001 bis 100.000 Einwohnern 12%. Insofern kann dieser Satz mit den 
Verbandskommunen, die diese Voraussetzung erfüllen, vereinbart werden. 
 
 
§ 7 
bitte § 7 Nr. 10. ergänzen: 
"Das Versorgungsunternehmen wird innerhalb der Laufzeit dieses Vertrages verbaute und in Betrieb 
befindliche Asbestzementrohre ersetzen durch schadstofffreie Leitungen, z.B. hergestellt aus nicht-
rostendem Stahl oder Kunststoff, die den anerkannten Regeln der Technik entsprechen. Bereits 



stillgelegte oder außer Betrieb genommene Leitungen sind innerhalb der Laufzeit dieses Vertrages 
aus dem Boden zu entfernen." 
 
Stellungnahme Betriebsleitung: Der erste Teil dieses Vorschlags bezüglich der in Betrieb befindlichen 
Rohrleitungen bedeutet für die Praxis, dass – ausgehend von einer 20-jährigen Vertragslaufzeit - 
künftig pro Jahr ca. 13 Kilometer Asbestzementrohrleitungen ersetzt werden müssten. Das ist aus 
unserer Sicht weder finanziell noch personell leistbar. Ferner würde es bedeuten, dass auch intakte 
Rohrleitungen, deren Nutzungsdauer noch nicht abgelaufen ist, ersetzt werden müssten verbunden 
mit unnötigen Aufbrüchen von Straßen oder Gehwegen und dadurch verursachten Mehrkosten. 
Der zweite Teil dieses Vorschlags bezüglich der stillgelegten Rohrleitungen steht im Widerspruch zum 
Beschluss der Verbandsversammlung in nicht-öffentlicher Sitzung vom 12.06.2023 über die 
Erneuerungspraxis von Asbestzementrohrleitungen. 
 
 
§ 11 neu Meldeverpflichtung 
"Das Versorgungsunternehmen meldet diesen Konzessionsvertrag nebst seiner Anlagen bei der 
zuständigen Landeskartellbehörde an." 
 
Stellungnahme Betriebsleitung: Die Übertragung der Meldeverpflichtung auf das 
Versorgungsunternehmen halten wir für sinnvoll. 
 
 
§ 11 alt (Schlussklausel) wird § 12 
 
 
Ich werde den hiesigen Gremien empfehlen, die o.g. geschilderten Anpassungen vorzunehmen. 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 

In Vertretung 

 

Robert Graaf 

 


